
Umweltminister Norbert Röttgen ist
kaum im Amt, da übt er sich bereits
in dramatischer Wortwahl. „Es geht

um die Art zu leben, es geht ums Über-
leben“, sagte der CDU-Politiker vergange-
nen Donnerstag im Bundestag im Hinblick
auf den Kopenhagener Klimagipfel in die-
ser Woche. Dort suchen die Staaten der
Welt nach einem Weg, die CO2-Emissio-
nen, Ursache der Erderwärmung, zu redu-
zieren. Ein Mittel dazu ist der Handel mit
Verschmutzungsrechten.

Zu Hause bereitet Röttgen ausgerech-
net dieses Instrument immensen Ärger.
Bundesweit ermitteln derzeit Dutzende
Steuerbehörden gegen dubiose Emissions-
handelsfirmen. Alle Verdächtigen unter-
halten Konten bei der Deutschen Emis-
sionshandelsstelle (DEHSt) – einem Able-

ger von Röttgens Ministerium. Seit Sep-
tember „haben wir von verschiedenen
Oberfinanzdirektionen und Steuerfahn-
dungsstellen Amtshilfeersuchen wegen des
Verdachts auf Umsatzsteuerbetrug erhal-
ten“, bestätigt DEHSt-Chef Hans-Jürgen
Nantke. 

Die Behörden wollen Auskünfte zu frag-
würdigen Transaktionen in Deutschlands
zentralem Emissionshandelsregister. Wie
in jedem anderen EU-Land auch besitzen
Stadtwerke und Industrieunternehmen im
Register ein Konto mit einer bestimmten
Menge an Verschmutzungsrechten. Nach
dem Kyoto-Protokoll von 2005 soll der
Ausstoß klimaschädlichen Kohlendioxids
mit Hilfe des Handels dieser sogenannten
Emissionszertifikate möglichst effizient re-
duziert werden. Firmen, die in neue Um-

welttechnologien investieren, benötigen
nicht mehr alle Zertifikate und können sie
teuer weiterverkaufen. 

Die aktuellen Kurse ermitteln Börsen
wie die französische Bluenext, die Lon-
doner ECX, die Leipziger EEX oder neu-
erdings das Greenmarket-Segment der
Münchner Börse. Rund 14 Euro kostet der-
zeit das Recht, eine Tonne CO2 in die Luft
zu blasen. Im ersten Halbjahr 2009 belief
sich das Handelsvolumen in Europa be-
reits auf 40 Milliarden Euro.

Das milliardenschwere Geschacher mit
den Zertifikaten lockt immer mehr Zocker
an. Während Investmentbanken wie Gold-
man Sachs oder US-Hedgefonds mit den
Klimapapieren spekulieren, versuchen nun
kleine Handelsfirmen, im umsatzsteuer-
pflichtigen Handel den Fiskus zu prellen. 

Im Visier der Behörden „befinden sich
schätzungsweise 30 bis 40 Firmen, so Nant-
ke. Ein Teil davon habe einen ausländi-
schen Hintergrund.

Die Ermittler fragen offenbar auch im-
mer wieder nach Transaktionen von Ban-
ken. „Man will feststellen, welche Rolle
die Finanzinstitute bewusst oder unbe-
wusst in der Kette der Betrüger spielen“,
sagt ein Fahnder. Kollegen von ihm inter-
essieren sich für Bewegungen auf Konten
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Die Klima-Mafia
Im Milliardengeschäft mit Emissionszertifikaten prellen Betrüger

den deutschen Staat um dreistellige Millionenbeträge. 
Bundesweit ermitteln Steuerfahnder gegen beinahe 40 Handelsfirmen.

Braunkohlekraftwerk bei Garzweiler: Minifirmen bieten Hunderttausende Tonnen CO2 zum Kauf an
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Steuerkarussell Wie Händler das Finanzamt um die Umsatzsteuer betrügen

Händler A. verkauft 

ein Zertifikat an Händler B.

Beim Verkauf über die 

Grenze zweier EU-Mitglied-
staaten fällt keine Umsatz-

steuer an. 

B. verkauft 

mit Mehrwertsteuer 

weiter an C. (der ist 
manchmal in den 
Betrug verwickelt, 
aber nicht immer). 

Durch eine Reihe 

anderer Händler ge-
langen die Zertifikate 

wieder zu A.

An der Grenze entfällt 
wieder die Umsatzsteuer.

A. verkauft wieder an B. 
Der macht jedes Mal einen Gewinn

in der Höhe der nichtbezahlten 

Mehrwertsteuer, also 19 Prozent.
So lange, bis sein Unternehmen 
vom Markt verschwindet.

Das Finanzamt 

erstattet C. die Vorsteuer. 
B. schuldet dem Finanzamt 
die einbehaltene Mehr-
wertsteuer, in Deutschland 
19 Prozent.
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der Deutschen Bank. Sie
unterhält bei der DEHSt
mehrere Emissionskonten
und verwaltet für Mitglie-
der der Münchner CO2-
Börse Greenmarket Ver-
rechnungs- und Zertifi-
katekonten. „Wir wissen
nichts von solchen Ermitt-
lungen“, sagt ein Sprecher
der Bank.

Das Bundeszentralamt
für Steuern koordiniert
derzeit die Fahndungs-
aktionen. Dort gehen In-
sider davon aus, dass sich
der Steuerschaden pro Tag
auf etliche Millionen Euro
belaufen könnte. Den
Gesamtschaden schätzen
Experten bereits grob auf
bis zu eine halbe Milliarde
Euro. Allein in Bayern soll
die Münchner Steuerfahndung dubiose
Transaktionen in dreistelliger Millionen-
höhe untersuchen.

Noch gelten die Ermittlungen als gehei-
me Verschlusssache. Der Bayerischen Fi-
nanzverwaltung „ist dieses Betrugsmodell
auf Grund der intensiven Zusammenarbeit
der EU-Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet
des sogenannten Umsatzsteuerbetrugs be-
kannt“, heißt es knapp in einer Stellung-
nahme des Landesamts für Steuern.

Beinahe jeder, der im Handel mit Emis-
sionszertifikaten tätig ist, „wurde in den
vergangenen Monaten von dubiosen Ge-
schäftsleuten angesprochen“, sagt ein Zerti-
fikate-Broker aus London. Meist wollten sie
schnell ganz große Emissionsmengen kau-
fen oder verkaufen. „Nicht selten handelt
es sich dabei um ehemalige Handy- oder
Computer-Händler, die jetzt ein neues
Geschäftsfeld für ihre Steuerbetrügereien
gefunden haben.“

Tatsächlich läuft die Betrugsmasche
nach demselben Muster ab, wie sie die
Fahnder bereits seit Jahren aus dem grenz-
überschreitenden Geschäft mit herkömm-
lichen Handelswaren kennen. Sogenannte
Umsatzsteuerkarusselle kosten allein den
deutschen Fiskus jährlich mehrere Milliar-
den Euro. 

Mit Zertifikaten geht nun alles viel ein-
facher. Da müssen keine Kisten herum-
gefahren werden. „Der Betrug funktioniert
per Mausklick“, sagt der Händler einer
deutschen Bank.

Das Grundkonzept für den Steuerschmu
durch Karussellgeschäfte „nutzt die Tatsa-
che, dass Verkäufe innerhalb der EU, aber
über die Grenzen der Mitgliedstaaten hin-
weg, von der Umsatzsteuer befreit sind“,
heißt es in einem Bericht der Handels-
überwachungsstelle der Leipziger Börse.
Eine deutsche Klitsche kauft von einem
ausländischen Partner Zertifikate mehr-
wertsteuerfrei. Dann verkauft sie die Pa-
piere innerhalb Deutschlands weiter und

verlangt vom Käufer den tagesaktuellen
Börsenwert plus Mehrwertsteuer. Im Ber-
liner Register wandern die Papiere von ei-
nem Konto zum nächsten. 

Doch der deutsche Verkäufer der Zerti-
fikate liefert die kassierte Mehrwertsteuer
nicht beim Fiskus ab, sondern taucht vor-
her unter. Sein Gewinn entspricht den 19
Prozent Mehrwertsteuer. Der Käufer, der
in manchen Fällen als Komplize operiert,
hat inzwischen beim Fiskus einen Antrag
auf Vorsteuererstattung gestellt. Der Staat
zahlt das Geld aus. Oft verschwindet kurz
danach auch der Käufer der Papiere.

Die mutmaßlichen Steuerbetrüger ver-
stecken sich in der Regel hinter Mini-
firmen mit merkwürdigen Namen und
flexiblen Firmenzwecken. So bot etwa eine
GmbH aus Nordrhein-Westfalen deutschen
Banken pro Tag mehrere hunderttausend
Tonnen CO2 zum Kauf an. Laut Handels-
register handelt die Firma mit Waren 
aller Art, insbesondere Kraftfahrzeugen, 
Möbeln, Haushaltswaren, Früchten – und 
seit Anfang Oktober auch mit „Karbon-
emissionen“. 

Auf Nachfrage wusste bei der Firma
zunächst niemand Bescheid. Dann kam die
Auskunft, man sei „im Großhandel mit
Textilien tätig“. Schließlich nannte man
konspirativ die Telefonnummer eines Bri-
ten namens „Michael“, der mache in Emis-
sionen. Für eine Stellungnahme war der
jedoch nicht zu erreichen.

Auch ein bei der Münchner CO2-Börse
Greenmarket registrierter Zertifikatehänd-
ler beantwortet keine Fragen zum Verdacht
der Steuerfahndung. Erst seit dem 28. Juli
befasst sich das Unternehmen offiziell mit
dem Handel von Emissionsberechtigungen,
davor lautete der Firmenzweck „Handel
mit Waren aller Art, insbesondere In- und
Export von Softwareprodukten“. 

Die Spuren zu den Hintermännern füh-
ren auch bei diesem Verdächtigen nach
Großbritannien. Auf der Insel startete die

große Betrugswelle schon
vor weit über einem Jahr.
Mit atemraubender Ge-
schwindigkeit plünderte
die Klima-Mafia die bri-
tische Staatskasse. Die Fi-
nanzaufsicht FSA bezif-
ferte den Steuerschaden
bald auf zwei bis drei Mil-
liarden Euro. Die sprung-
hafte Volumenentwicklung
an den Emissionsbörsen
löste bei den Ermittlungs-
behörden Großalarm aus.

Am 19. August schlugen
die britischen Fahnder
schließlich zum ersten Mal
richtig zu. Die Polizeikräf-
te durchsuchten 27 Häuser
und verhafteten sieben
Steuerschieber. Sie sollen
den Fiskus um 38 Mil-
lionen Pfund geprellt ha-

ben. Die Betrüger machten allerdings zum
Zeitpunkt der Razzia schon seit Wochen
keine Geschäfte mehr. Am 30. Juli hatte
die britische Regierung die Umsatzsteuer
auf Emissionshandel kurzerhand auf null
gesetzt – nach dem Vorbild der Franzo-
sen. Die Niederländer führten dagegen 
zur selben Zeit das sogenannte Reverse-
Charge-Verfahren ein, was die Steuer-
schuld vom Verkäufer auf den Käufer ver-
lagerte.

Spätestens im Sommer musste den Ver-
antwortlichen im Bundesministerium der
Finanzen (BMF) klar sein, dass sich die
Steuertrickser ein neues Opfer suchen
würden. „Nun wird Deutschland als mög-
liches nächstes Ziel der Steuerbetrüger
gesehen“, schrieb die Handelsüberwa-
chungsstelle in Leipzig im Oktober und
sah den Markt „in höchster Alarmbereit-
schaft“. Die Börsenwächter fürchteten
nicht nur „Einnahmeausfälle der Finanz-
ämter“, sondern auch „die Gefahr des Re-
putationsverlustes“ und des „Verlustes von
Vertrauen in den gesamten CO2-Markt“.

Beinahe täglich stiegen nun die Steuer-
ausfälle an. Doch beim Gesetzgeber pas-
sierte vorerst wenig: Die überkorrekten
Juristen im Finanzministerium wollten die
gegen das EU-Recht verstoßenden Maß-
nahmen der anderen Länder nicht mitma-
chen. Sie hofften auf einen schnellen Vor-
schlag der Kommission.

Seit der Rat der europäischen Finanz-
minister vergangenen Mittwoch das Re-
verse-Charge-Verfahren offiziell absegnete,
kommt Bewegung in die Sache. Finanz-
minister Wolfgang Schäuble soll den Vor-
schlag für die Neuregelung so schnell wie
möglich auf den Tisch bekommen. Noch
vor Weihnachten will das BMF das Vor-
haben durchs Kabinett boxen. 

Auch Umweltminister Röttgen wird sich
nach seiner Rückkehr aus Kopenhagen mit
dem Thema beschäftigen müssen.

Beat Balzli

Wirtschaft
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Börse in München: „Betrug per Mausklick“
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